
Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 5 Abs. 
2 UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 
BImSchG.

Im Auftrag 
gez. Klösener

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 117

79	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über  
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster�  
500-03511443-1000/0002.U �  
� 48143 Münster, den 17.04.2018

Im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) 
des Bundesumweltministeriums hat der Kreis Coesfeld im 
Dezember 2016 einen Antrag vorgelegt, Maßnahmen der 
aeroben in situ Stabilisierung der Siedlungsabfalldeponie 
Coesfeld Höven zur Verbesserung des Deponie- und Emis-
sionsverhaltens durchzuführen, um den Deponiekörper suk-
zessive in einen emissionsarmen Zustand zu überführen.

Damit können die weiteren Stilllegungs- und Nachsorge-
maßnahmen technisch und wirtschaftlich effizient umge-
setzt werden. 

Es werden langfristige klimarelevante Methanemissionen 
reduziert und die Voraussetzungen zur Entlassung der De-
ponie aus der Nachsorge in überschaubaren Zeiträumen ge-
schaffen.

Gemäß den Bestimmungen des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes (KrWG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Geneh-
migung nach den Vorschriften dieses Gesetzes; die für das 
Vorhaben einzuhaltenden technischen Anforderungen erge-
ben sich unmittelbar aus der Verordnung über Deponien und 
Langzeitlager (Deponieverordnung - DepV).

78	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster � Münster, den 12.04.2018 
52-500-9962479/0006.V � Domplatz 1-3, 48143 Münster 
� Dez52@brms.nrw.de

Die Firma TerraSol Wirtschaftsdünger GmbH hat einen 
Antrag zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb einer 
Biogasanlage auf dem Grundstück Gottlieb-Daimler-Straße 
29, 46282 Dorsten (Gemarkung Dorsten, Flur 43, Flurstück 
664), vorgelegt.

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Betrieb 
eines zusätzlichen BHKW inklusive Gasaufbereitung.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt.

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf.

Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass die 
Menge an eingespeisten Strom unverändert bleibt und sich 
somit auch die Menge an verbranntem Biogas nicht ändert. 
Daher werden durch die Änderungen keine zusätzlichen 
Luftschadstoffe freigesetzt.

Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten.

Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selb-
ständig anfechtbar.
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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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Das noch vorhandene Methan im Deponiegas soll zukünf-
tig anteilig verwertet werden. Dazu wird eine Trennung von 
Gut- und Schwachgas erfolgen. Durch diese Trennung des 
Gases kann dieses mittels eines Stirlingmotors zur Strom-
versorgung genutzt werden.

Das Schwachgas wird mit einer Schwachgasoxidationsanla-
ge (Flox®-Anlage), die Deponiegas autotherm bis zu einem 
Methangehalt von ca. 3 Vol-% verbrennen kann, eliminiert. 
Diese ersetzt den bisherigen CHC - Kohlenwasserstoff-Con-
verter.

Um insgesamt eine schnellere Entgasung des Deponiekör-
pers als bisher zu erzielen, soll eine sogenannte In-situ-Sta-
bilisierung erfolgen. Diese wird durch eine Saugbelüftung 
erzielt.

Der Deponiekörper wird hierbei in den aeroben Zustand ge-
bracht. Durch diese Aerobisierung wird eine Minimierung 
des anaerob gebildeten Methans erreicht. Bei der mikrobi-
ellen Zersetzung der organischen Bestandteile entsteht im 
Wesentlichen Kohlendioxid (C02) und Wasser.

Im Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) des 
Bundesumweltministeriums hat die AGR im Februar 2018 
einen Antrag vorgelegt, Maßnahmen der aeroben in situ Sta-
bilisierung der Deponie zur Verbesserung des Deponie- und 
Emissionsverhaltens durchzuführen, um den Deponiekörper 
sukzessive in einen emissionsarmen Zustand zu überführen.

Damit können die weiteren Stilllegungs- und Nachsorge-
maßnahmen technisch und wirtschaftlich effizient umge-
setzt werden. 

Es werden langfristige klimarelevante Methanemissionen 
reduziert und die Voraussetzungen zur Entlassung der De-
ponie aus der Nachsorge in überschaubaren Zeiträumen ge-
schaffen.

Gemäß den Bestimmungen des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes (KrWG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Geneh-
migung nach den Vorschriften dieses Gesetzes; die für das 
Vorhaben einzuhaltenden technischen Anforderungen erge-
ben sich unmittelbar aus der Verordnung über Deponien und 
Langzeitlager (Deponieverordnung - DepV).

Nach § 5 UVPG stellt die zuständige Behörde auf der 
Grundlage geeigneter Angaben des Vorhabenträgers sowie 
eigener Informationen unverzüglich fest, dass nach den §§ 6 
bis 14 für das Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht oder 
nicht besteht.

Sofern eine Vorprüfung vorgenommen worden ist, gibt die 
zuständige Behörde die Feststellung der Öffentlichkeit be-
kannt.

Für das Vorhaben AGR war gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 UVPG 
im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung festzustellen, ob 
die beantragten Änderungen unter Berücksichtigung der im 
§ 7 Abs. 5 UVPG genannten Aspekte erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen hervorrufen können. Die allgemeine 
Vorprüfung wird gemäß § 7 Abs. 1 UVPG als überschlägige 
Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführ-
ten Kriterien durchgeführt.

Im Rahmen der Vorprüfung zum o.g. Vorhaben wurde un-
ter Einbeziehung der Stellungnahmen der im Verfahren be-
teiligten Träger öffentlicher Belange festgestellt, dass eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung als unselbständiger Teil des abfallrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens nicht besteht, weil erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen durch das Vorhaben nicht 
zu besorgen sind.

Insbesondere folgende Gründe haben zu dem vorstehenden 
Ergebnis geführt:

Nach § 5 UVPG stellt die zuständige Behörde auf der 
Grundlage geeigneter Angaben des Vorhabenträgers sowie 
eigener Informationen unverzüglich fest, dass nach den §§ 6 
bis 14 für das Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht oder 
nicht besteht.

Sofern eine Vorprüfung vorgenommen worden ist, gibt die 
zuständige Behörde die Feststellung der Öffentlichkeit be-
kannt.

Für das Vorhaben des Kreises Coesfeld war gemäß § 9 Abs. 
2 Nr. 2 UVPG im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung 
festzustellen, ob die beantragten Änderungen unter Berück-
sichtigung der im § 7 Abs. 5 UVPG genannten Aspekte 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen 
können. Die allgemeine Vorprüfung wird gemäß § 7 Abs. 
1 UVPG als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien durchgeführt.

Im Rahmen der Vorprüfung zum Vorhaben des Kreises 
Coesfeld wurde unter Einbeziehung der Stellungnahmen 
der im Verfahren beteiligten Träger öffentlicher Belange 
festgestellt, dass eine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständiger Teil des 
abfallrechtlichen Genehmigungsverfahrens nicht besteht, 
weil erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das 
Vorhaben nicht zu besorgen sind.

Insbesondere folgende Gründe haben zu dem vorstehenden 
Ergebnis geführt:

1.	�Die Kapazität und der Flächenverbrauch der Deponie 
bleiben unverändert. Somit werden durch die beantragte 
Änderung keine zusätzlichen Freiflächen, keine natürli-
cher Boden und keine Wasserflächen beansprucht. 

2.	�Durch die beantragten Änderungen ergeben sich für die 
umgebenden Verkehrsflächen und für die ökologische 
Empfindlichkeit des betrachteten Gebietes im gesamten, 
keine Beeinträchtigungen. Ebenfalls ist eine Kumulierung 
mit anderen Vorhaben auszuschließen.

3.	�Die Einwirkungen auf im Umfeld der Deponie vorhande-
ne Schutzräume und Gebiete sind unter Berücksichtigung 
der Vorbelastungen am Standort (Siedlungsabfalldeponie, 
landwirtschaftlich genutzte Flächen) als nicht erheblich 
zu bewerten. 

Vorstehende Feststellung, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung unterbleiben kann, wird hiermit gemäß § 5 
Abs. 2 UVPG bekannt gegeben; die Feststellung ist nicht 
selbständig anfechtbar.

Im Auftrag 
gez. Andreas Koch

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 117-118

80	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über  
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster�  
500-03511443-1000/0002.U�  
� 48143 Münster, den 20.04.2018

Das auf der Zentraldeponie Castrop-Rauxel entstehende 
Deponiegas wird bisher über Gasbrunnen im Deponiekör-
per erfasst, abgesaugt und mit einem CHC – Kohlenwasser-
stoff-Converter autotherm verbrannt.

Aufgrund veränderter Abbauprozesse im Deponiekörper 
sinkt die Methankonzentration im Laufe der Betriebszeit. 
Der Anteil an Schwachgas (Methangehalt < 30%) nimmt 
gegenüber dem Anteil an Gutgas (Methangehalt > 30%) zu.
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Sofern eine Vorprüfung vorgenommen worden ist, gibt die 
zuständige Behörde die Feststellung der Öffentlichkeit be-
kannt.

Für das Vorhaben des Kreises Warendorf war gemäß § 9 
Abs. 2 Nr. 2 UVPG im Rahmen einer allgemeinen Vorprü-
fung festzustellen, ob die beantragten Änderungen unter Be-
rücksichtigung der im § 7 Abs. 5 UVPG genannten Aspekte 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen 
können. Die allgemeine Vorprüfung wird gemäß § 7 Abs. 
1 UVPG als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien durchge-
führt.

Im Rahmen der Vorprüfung zum Vorhaben des Kreises Wa-
rendorf wurde unter Einbeziehung der Stellungnahmen der 
im Verfahren beteiligten Träger öffentlicher Belange fest-
gestellt, dass eine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbständiger Teil des 
abfallrechtlichen Genehmigungsverfahrens nicht besteht, 
weil erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das 
Vorhaben nicht zu besorgen sind.

Insbesondere folgende Gründe haben zu dem vorstehenden 
Ergebnis geführt:

1.	�Die Kapazität und der Flächenverbrauch der Deponie 
bleiben unverändert. Somit werden durch die beantragte 
Änderung keine zusätzlichen Freiflächen, keine natürli-
cher Boden und keine Wasserflächen beansprucht. 

2.	�Durch die beantragten Änderungen ergeben sich für die 
umgebenden Verkehrsflächen und für die ökologische 
Empfindlichkeit des betrachteten Gebietes im gesamten, 
geringfügige Beeinträchtigungen. Ebenfalls ist eine Ku-
mulierung mit anderen Vorhaben auszuschließen.

3.	�Die Einwirkungen auf im Umfeld der Deponie vorhande-
ne Schutzräume und Gebiete sind unter Berücksichtigung 
der Vorbelastungen am Standort (Siedlungsabfalldeponie, 
landwirtschaftlich genutzte Flächen) als nicht erheblich 
zu bewerten. 

4.	�Im Gesamtkontext der bereits zugelassenen Abfälle ist die 
Erweiterung des Abfallartenkatalogs der ZDE um die o. 
g. PAK-haltigen Abfälle als unkritische Änderung anzu-
sehen. 

5.	�Die beantragte Ergänzung bzw. Änderung der Zuord-
nungswerte gemäß der Orientierungswerte der o. g. Voll-
zugshilfe des MKULNV, ist hinsichtlich der bisherig ge-
nehmigten Situation als nicht relevante Veränderung zu 
bezeichnen.

Vorstehende Feststellung, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung unterbleiben kann, wird hiermit gemäß § 5 
Abs. 2 UVPG bekannt gegeben; die Feststellung ist nicht 
selbständig anfechtbar.

Im Auftrag 
gez. Markus Potthoff

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 119

Die Kapazität und der Flächenverbrauch der Deponie blei-
ben unverändert. Somit werden durch die beantragte Ände-
rung keine zusätzlichen Freiflächen, keine natürlicher Bo-
den und keine Wasserflächen beansprucht. 

Durch die beantragten Änderungen ergeben sich für die 
umgebenden Verkehrsflächen und für die ökologische Emp-
findlichkeit des betrachteten Gebietes im gesamten, keine 
Beeinträchtigungen. Ebenfalls ist eine Kumulierung mit an-
deren Vorhaben auszuschließen.

Die Einwirkungen auf im Umfeld der Deponie vorhande-
ne Schutzräume und Gebiete sind unter Berücksichtigung 
der Vorbelastungen am Standort (Siedlungsabfalldeponie, 
landwirtschaftlich genutzte Flächen) als nicht erheblich zu 
bewerten. 

Vorstehende Feststellung, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung unterbleiben kann, wird hiermit gemäß § 5 
Abs. 2 UVPG bekannt gegeben; die Feststellung ist nicht 
selbständig anfechtbar.

Im Auftrag 
gez. Andreas Koch

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 118-119

81	� Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster�  
500-9943884-1000/0009.V�  
� 48147 Münster, den 19.04.2018

Die Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH (AWG), Westring 
10, 59320 Ennigerloh betreibt im Auftrag des Kreises Wa-
rendorf, Waldenburger Straße 2, 48231 Warendorf die Zen­
traldeponie Ennigerloh (ZDE) als DK II – Deponie

Die gesamte ZDE wurde mit dem abschließenden Planfest-
stellungsbeschluss (PFB) vom 26.08.1981 durch die Be-
zirksregierung Münster genehmigt.

Hinsichtlich der Neufestlegung der Zuordnungswerte und 
der Erweiterung des Abfallartenkatalogs der Deponie hat 
der Kreis Warendorf einen Antrag gemäß § 35 Abs. 3 Kreis-
laufwirtschaftsgesetz (KrWG) zur Planänderung der bisher 
genehmigten Zuordnungswerte und Abfallarten gestellt.

Gegenstand des Antrages ist, dass die bisherig geltenden 
Zuordnungskriterien des Anhangs 3 der Deponieverordnung 
(DepV) für die Annahme von Abfällen auf der ZDE durch 
die Orientierungswerte der Vollzughilfe „Ablagerungsemp-
fehlungen für Abfälle mit organischen Schadstoffen“ des 
Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-West-
falen (MULNV), ersetzt bzw. ergänzt werden sollen. Des 
Weiteren beantragt die AWG die Erweiterung des Abfal-
lartenkatalogs um PAK-haltige Abfälle der Abfallschlüs-
selnummern 170301*, 170302 und 170303* der Abfallver-
zeichnisverordnung (AVV).

Gemäß den Bestimmungen des KrWG bedarf das bean-
tragte Vorhaben einer Genehmigung nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes; die für das Vorhaben einzuhaltenden tech-
nischen Anforderungen ergeben sich unmittelbar aus der 
Verordnung über Deponien und Langzeitlager (Deponiever-
ordnung - DepV).

Nach § 5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) stellt die zuständige Behörde auf der Grundlage 
geeigneter Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener In-
formationen unverzüglich fest, dass nach den §§ 6 bis 14 
UVPG für das Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht oder 
nicht besteht.
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